
Frage 1: Worin besteht Ihrer Meinung nach Optimierungsbedarf in der Sicherheits-
architektur im Freistaat Sachsen? 

Der Freistaat Sachsen ist ein sicheres Bundesland – das haben 
nicht zuletzt die Ergebnisse der Polizeilichen Kriminalstatistik für 
den Freistaat Sachsen 2023 gezeigt. Dies ist der guten Arbeit der 
sächsischen Polizeibehörden zu verdanken. Gleichzeitig manifes-
tiert sich in der PKS unter anderem aber auch ein Trend „im Kleinen“, 
der sich „im Großen“ (EU- und Bundesebene) schon länger abzeich-
nete, nämlich die Verlagerung von Kriminalität vom Analogen ins 
Digitale sowie ein Anstieg von Hasskriminalität. Für uns als CDU ist 
klar, dass sich die Sicherheitsarchitektur im Freistaats stets an die-
sen aktuellen Entwicklungen messen können muss. Obwohl wir den 
Status Quo der Sicherheitsarchitektur fü̈r effizient und handlungs-
fähig halten, sehen wir einen Optimierungsbedarf an zwei Stellen:  
 
Zum einen brauchen wir eine stärkere Schlagkraft gegen Cy-
berkriminalität und im Bereich der Spionageabwehr. Deshalb 
setzen wir uns für die Gründung eines sächsischen Cyber-Re-
silienz-Zentrums ein und wollen das Sächsische Cybercrime Com-
petence Center (SN4C) der Polizei stärken und weiterentwickeln.  
 
Zum anderen brauchen wir eine engere Verzahnung zwischen der 
Landespolizei und anderen Sicherheitsbehörden – insbesondere dem 
Landesamt für Verfassungsschutz – und der Justiz, um aktuellen Be-
drohungsdynamiken durch Extremisten gerecht werden zu können. 
Dazu gehört auch, unsere Sächsische Polizei und das Landesamt für 
Verfassungsschutz rechtlich so auszustatten, dass sie dürfen, was 
sie dürfen müssen. Sie sind zentrale Bausteine unserer Sicherheits-
architektur. Daher fordern wir Quellen-TKÜ und Onlinedurchsuchung.
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Die Menschen in Sachsen sollen auch in Zukunft in Stadt und Land 
sicher leben. Dafür braucht es verlässliche Strukturen. Das beginnt bei 
der Polizei, der die Bürger:innen vertrauen können müssen. Wir wollen 
sie modern und gut ausstatten. Hierfür nehmen wir vor allem die Ar-
beits- und Ausbildungsbedingungen in den Blick. Wir werden Ausbil-
dung und Studium bei der Polizei modernisieren und die Qualität weiter 
steigern. Seit die SPD in Regierungsverantwortung ist, werden wieder 
mehr Menschen bei der Polizei ausgebildet. Diesen Weg wollen wir fort-
setzen und dazu auch europäische Bewerber:innen ansprechen, denn 
gerade in den Grenzregionen und in der Fläche braucht es eine wahr-
nehmbare Polizei und gut ausgebildete Bürgerpolizist:innen. Die säch-
sische Polizei ist auch sichtbarer Rechtsstaat. Deshalb wollen wir ihre 
Rolle und ihre Verantwortung im Rahmen der Maßnahmen des Gesamt-
konzepts gegen Rechtsextremismus stärken und weiter fortschreiben. 
Es braucht mehr Zusammenarbeit zwischen Polizei, Kommunen bzw. 
Kommunalen Behörden und dem Landesamt für Verfassungsschutz, 
um rechtsextreme Strukturen zu zerschlagen und Verfassungsfeinde 
zu entwaffnen. Sich ständig erneuernden Kriminalitätsbereichen wie 
Cybercrime werden wir mit der Fortsetzung spezialisierter Ausbildung 
und Fortbildung sowie Stärkung der polizeilichen Forschung begegnen.
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Das größte Defizit besteht aus Sicht der Partei Die Linke aktuell dar-
in, dass schlichtweg kein nachvollziehbarer sicherheitspolitischer Ge-
samtansatz existiert. So ist die offizielle Strategie der sächsischen Poli-
zei inzwischen mehr als sieben Jahre alt. Sie stammt vom vor-vorletzten 
Innenminister und ist weit hinter die gesellschaftlichen Entwicklungen 
zurückgefallen. In Wirklichkeit wird die Sicherheitspolitik in Sachsen 
längst „bewirtschaftet“ wie jedes andere Politikfeld, nämlich nach Kas-
senlage. Das zieht es nach sich, dass die Polizei – trotz der gestiegenen 
Zahl an Neueinstellungen – immer noch personell auf Kante genäht ist. 
Darauf lässt sich auf Dauer keine stabile Sicherheitsarchitektur gründen.
Die Partei Die Linke tritt demgegenüber für eine Sicherheitspolitik ein, 
die den Schutz der Bevölkerung und ihrer Rechte in den Mittelpunkt 
stellt. Der Polizei kommt dabei zur Verhütung und Bekämpfung von 
Kriminalität eine Schlüsselrolle zu. Sicherheit umfasst für uns noch 
mehr, nämlich die umfassende Gewährleistung sozialer Sicherheit, 
also die Schaffung guter Lebensbedingungen. Das muss auch nach 
„innen“ gelten: Eine funktionierende Sicherheitsarchitektur muss da-
rauf gegründet werden, jenen Menschen gute Arbeitsbedingungen 
zu bieten, denen die Aufrechterhaltung der Sicherheit anvertraut ist. 
Dafür werden wir uns auch in der kommenden Wahlperiode einsetzen.
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Sachsen ist grundsätzlich ein sicheres Bundesland. Gleichwohl be-
stehen aus BÜNDNISGRÜNER Sicht drei Problemfelder in der Sicher-
heitsarchitektur, auf die wir unser Augenmerk legen wollen. Das ist 
zunächst die Bekämpfung der stetig anwachsenden politisch moti-
vierten Kriminalität vor allem im Bereich Rechtsextremismus. Durch 
das Gesamtkonzept gegen Rechtsextremismus wurde bereits in der 
letzten Legislaturperiode ein ganzheitlicher Ansatz entwickelt, der 
nun fortgeschrieben werden muss. Im Bereich der Sicherheitsbehör-
den bedeutet das vor allem ein Fokus auf die Entwaffnung von Ver-
fassungsfeinden. Zudem fehlt es unserem Eindruck nach bislang 
auf kommunaler Ebene teilweise an Sensibilität für die Vulnerabili-
tät von IT-Systemen. Einige Angriffe auf die Infrastruktur gerade von 
Landkreisen und deren verheerende Folgen sind in den letzten Jah-
ren bekannt geworden. Hier braucht es auch in Sachsen dringend 
ein Nachsteuern und einen Bewusstseinswandel auch innerhalb der 
kommunalen Behörden.   Der dritte Problemkreis ist die Wahrnehm-
barkeit der Polizei in der Fläche. Hier drängen wir BÜNDNISGRÜNE 
auf mehr Bürgerpolizisten, die durch die Nähe zu Einwohner*innen 
und ihre Ansprechbarkeit das subjektive Sicherheitsgefühl stärken 
und gegebenenfalls Konflikte vor ihrer Eskalation entschärfen sollen. 
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Unsere Partei steht für eine bürgernahe Polizei, deren vornehmste Auf-
gabe der Schutz der Bürger- und Menschenrechte ist. Dazu muss sie 
sowohl personell angemessen ausgestattet sein als auch über einen 
für professionelles Handeln erforderlichen Ausbildungsstand und die 
entsprechende materielle sowie finanzielle Ausstattung verfügen.
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Anfrage am 30.6.2024 gestellt - keine Antwort

Sicherheit ist eine der wesentlichen Voraussetzung für alle Bereiche 
des öffentlichen Lebens. Die Sicherheitsarchitektur im Freistaat 
Sachsen kann man nicht losgelöst sehen, ohne die anderen Partner im 
Bund oder in den anderen Bundesländern mit einzubeziehen.
Optimierungsbedarf besteht in der fortwährenden Abwägung der 
Herstellung von Sicherheit mit Begrifflichkeiten wie präventiv, reaktiv 
oder proaktiv in Bezug auf bürger- und präventionsorientierte 
Sicherheitskonzepte und den gleichzeitig auftretenden Forderungen 
nach einem repressiv vorgehenden "starken Staat“.

Beide Bausteine sind notwendig um zum einen die reale Sicherheit zu 
gewährleisten aber auch die „gefühlte“ Sicherheit der Bürger nachhaltig 
zu verbessern, die oftmals konträr zur realen Sicherheit ist.
Für die Umsetzung ist die Vernetzung, aller für die innere Sicherheit 
Zuständigen, von der Landes- bis zur Kommunalebene, dem Bund und 
den anderen Bundesländern weiter voran zu treiben und effizienter zu 
gestalten.



Frage 2: Welchen Stellenwert besitzt das Erfordernis zum Personalaufwuchs sowie 
die Förderung und Modernisierung der finanziellen, technischen und materiellen Aus-
stattung der sächsischen Polizei für Sie in der kommenden Legislaturperiode?

Den erforderlichen Personalaufwuchs bei der sächsischen Polizei 
haben wir zu einem der zentralen Themen dieser Legislaturperiode 
gemacht und das Versprechen von 1.000 neuen Polizisten für den 
Freistaat umgesetzt. Vor dem Hintergrund des demografischen Wan-
dels ist es unser Ziel, den Personalkorridor stabil zu halten. Dieses 
Ziel wird auch durch die Ergebnisse der Fachkommission zur Evalu-
ierung der Polizei des Freistaates Sachsen gestützt. Die Ergebnisse 
und Empfehlungen werden auch in Zukunft einen hohen Stellenwert 
für unsere Entscheidungen haben.  Eine Modernisierung technischer 
und materieller Ausstattung sowie der räumlichen Unterbringung wol-
len wir in der nächsten Legislaturperiode über eine zielgerichtete In-
vestitionsoffensive erreichen. Diese werden wir enger Abstimmung 
mit der sächsischen Polizei aufsetzen.  Wir werden eine stärkere 
Flächenpräsenz der Polizei vorantreiben. Unser Ziel ist die Verdopp-
lung der Bürgerpolizisten. Unser Maßstab sind die Ergebnisse der 
Fachkommission zur Evaluierung der Polizei des Freistaates Sach-
sen, deren Ziele wir in der nächsten Legislatur erreichen wollen.
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Seit 2014 haben wir als SPD den Personalabbau gestoppt und wieder 
Investitionen in die sächliche Ausstattung sowie Polizeistandorte ge-
bracht. Wir haben die Stellenzahl für die Polizei an deren Aufgaben ori-
entiert und so für mehr Personal gesorgt. Künftig soll eine solche Aufga-
benanalyse laufend erfolgen, damit sich ein Sicherheitsabbau, wie er vor 
zehn Jahren unter schwarz-gelber Regierung geschah, nicht wiederholt. 
Dazu gehört auch die Fortschreibung der Evaluation des Personalbe-
darfs wie zuletzt durch die Fachkommissionen Polizei, unter Beteiligung 
der Personalvertretung und Gewerkschaften. Damit wir den aufgaben-
orientierten Personalbedarf auch decken können, werden wir uns für 
europaweite Anwerbekampagnen und eine spezielle Ausbildungsklas-
se einsetzen. Ziel muss es sein, dass die Gesamtheit der Einstellungen 
auch den Polizeidienst antritt. Aus- und Fortbildung sowie Studium wol-
len wir weiter modernisieren und die Qualität durch eine stärkere wis-
senschaftliche Basis erhöhen. Polizeistandorte und Ausbildungsstätten 
werden wir weiter sanieren. Dazu gehört für uns, alle bisherigen Aus-
bildungsstandorte zu erhalten und baulich zu ertüchtigen. Wir sorgen 
für eine moderne sächliche wie insbesondere technische Ausstattung.
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Die Polizei Sachsen braucht einen langfristig stabilen Einstellungskorri-
dor. Wichtiger als politisch veränderliche Zielgrößen ist es, dass dieser 
Korridor durchgehalten wird – als notwendige Absicherung angesichts 
vermehrter altersbedingter Abgänge, gegen die immer deutlicher wer-
denden Effekte des Arbeitskräftemangels, gegen die Verkleinerung 
des Felds der Bewerberinnen und Bewerber.  Die Entwicklung der Poli-
zei Sachsen ist für Die Linke nicht nur eine Frage der Zahl, sondern 
es geht auch um Qualität. Gerade wegen ihrer Bedeutung muss die 
Polizei hohen Ansprüchen genügen, und dafür braucht sie selbstver-
ständlich eine angemessene Ausstattung. Worauf es dabei aus unse-
rer Sicht ankommt: Die Polizei muss die Möglichkeit erhalten, sich auf 
das zu konzentrieren, was auch aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger 
ihr „Kerngeschäft“ ist – vor Ort sein, wenn man sie braucht, und Fälle 
lösen, wann und wo immer sie passieren. Wir halten es daher für eine 
Fehlentwicklung, die Landespolizei mit immer mehr zusätzlichen Auf-
gaben – wie etwa mit verstärkter Grenzsicherung, wie es der Minister-
präsident plant – zu überfrachten. Dadurch wird sie von den Kernauf-
gaben weg- und umso mehr an die Belastungsgrenzen herangeführt.
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Wir BÜNDNISGRÜNE stehen für eine angemessene Personal- und 
Sachausstattung der Polizei. Dabei ist nicht nur in die Ausstattung 
in den letzten Jahren viel Geld geflossen, auch der fatale Personal-
abbau wurde gestoppt und durch einen stetigen Personalaufwuchs 
ersetzt. Wir BÜNDNISGRÜNE wollen den Weg einer aufgabenorien-
tierten Personalplanung fortsetzen. Angesichts der derzeitigen und 
absehbaren Bewerber*innenlage ist für uns daher eine Aufgaben-
kritik von elementarer Bedeutung. Hierbei muss zudem beachtet 
werden, dass es nicht zu einem immer stärkeren Auseinanderfallen 
zwischen der Zahl der ausgebrachten Anwärterstellen und den tat-
sächlichen eingestellten Polizeibediensteten kommt. Entsprechend 
muss ein weiterhin hoher Einstellungskorridor mit konsequenten Eva-
luierung der Ausbildungsverläufe einhergehen, ebenso wie mit einer 
breit aufgestellten Nachwuchswerbekampagne, die stärker als bis-
her den Polizeiberuf als einen Dienst für die freiheitliche Demokratie 
in den Vordergrund stellt. Bei der materiellen Ausstattung legen wir 
Wert auf die notwendige Modernisierung der Technik der Polizei und 
auf die bauliche Ertüchtigung und Sanierung der Polizeistandorte.
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Antwort siehe Frage 1
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Anfrage am 30.6.2024 gestellt - keine Antwort

Eine langjährige Forderung der AfD besteht darin, den Personalaufwuchs 
auf mindestens 15.000 Polizeibeamte zu realisieren und dieses Ziel hat 
nach wie vor erste Priorität. Erst dann gelangt man in die Lage die 
sichtbare Polizeipräsenz im öffentlichen Raum, vor allem in ländlichen 
und grenznahen Regionen, rund um die Uhr deutlich erhöhen.

Nur so lassen sich deutlich kürzere Interventionszeiten bei Notfällen 
erzielen. Gleichermaßen soll die Erreichbarkeit des Notrufs optimiert 
werden und heute noch vorhandener gefährlicher Zeitverzug in der 
Notruf-Telefonwarteschleife entfallen.

Für die Gewährleistung der Sicherheit ist die finanzielle, technische und 
materielle Ausstattung der sächsischen Polizei auf dem heutigen Stand 
sicher zu stellen und gleichzeitig in den nächsten Jahren stetig zu 
verbessern. Damit sich die Polizei effizient um ihren Auftrag kümmern 
kann ist die Arbeitsvereinfachung durch Digitalisierung weiter voranzu-
treiben. Das betrifft die Gesamtbreite der technischen und materiellen 
Ausstattung, z.B. der Leitstellen inkl. Digitalfunk BOS bis zu den 
Spezialabteilungen im LKA Sachsen, die über modernste
technische Ausstattungen verfügen müssen.
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re im Bereich der Kriminalitätsentwicklung und -bekämpfung im Hinblick auf die stei-
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Für uns als CDU Sachsen sind zwei Dinge klar: Zum einen wissen wir 
um die stetige Spezialisierung des polizeilichen Gegenübers insbe-
sondere im Bereich der Cyberkriminalität und – damit einhergehend 
– die steigenden Anforderungen an die Polizistinnen und Polizisten. 
Zum anderen sehen wir, dass für die Schaffung und Stärkung einer 
ganzheitlich verstandenen Cyber-Resilienz im Freistaat eine gera-
de im Bereich der Cyberabwehr und Strafverfolgung eine (personal) 
gut aufgestellte Sächsische Polizei unerlässlich ist. Mit der in der 
Ausbildungs- und Studienreform vorgenommenen Fokussierung auf 
das Phänomen der Cyberkriminalität wird dem Anspruch einer Qua-
lifizierung der sächsischen Polizistinnen und Polizisten aus unserer 
Sicht Rechnung getragen. Den geringen Anwärterzahlen in der Lauf-
bahngruppe 2.1 für den Bereich Computer- und Internetkriminalitäts-
dienst durch Einstellungen von Quereinsteigern zu begegnen, halten 
wir allerdings nur für bedingt möglich: Der Markt für IT-Spezialisten 
ist hart umkämpft, den Fachkräften werden oft unüberbietbare An-
gebote gemacht, bei denen der öffentliche Dienst des Freistaats 
Sachsen selbst unter Ausnutzung möglicher Spielräume (Stufen-
vorwegnahme, Höhergruppierung), aber auch angesichts knapper 
Finanzmittel kaum mithalten kann. Zudem ist es aus unserer Sicht 
mindestens zweckdienlich, wenn die in der Laufbahngruppe 2.2 ein-
gesetzten IT-Spezialisten über eine polizeiliche Vorbildung verfügen. 
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Cyberkriminalität, d.h. zahlreiche und unterschiedliche Deliktsfelder, 
bei denen u.a. das Internet verwendet werden oder die IT-Systeme zum 
Ziel haben, stellt unsere Gesellschaft vor stetig neue Herausforderun-
gen. Die bisherige Digitalstrategie der Polizei muss daher ausgebaut 
werden, mit Blick auf die Polizeiarbeit in diesem Kriminalitätsfeld. Die 
spezialisierte Ausbildung der Cyber-Cops werden wir fortsetzen, er-
langte Fachexpertise (insbesondere im SN4C) langfristig halten und im 
Bereich der Hasskriminalität im Netz auf weitere Sensibilisierung der 
Polizeireviere vor Ort setzen. Die Ausstattung und Austauscharbeit des 
SN4C werden wir weiterentwickeln, denn davon profitiert die Polizeiar-
beit im gesamten Freistaat. Die Polizei konkurriert im Cyberbereich mit 
der Wirtschaft um versierte Fachkräfte. Bisherige Maßnahmen zur Stei-
gerung der Attraktivität des Polizeiberufs kommen auch Anwerbungen 
dieser umworbenen Fachkräfte zu Gute, wie die Einführung einer pau-
schalen Beihilfe zur gesetzlichen Krankenversicherung. Als SPD haben 
wir uns dafür eingesetzt, dass es in Sachsen künftig zu einer grund-
legenden Reform des Besoldungssystems kommen wird, in deren 
Rahmen wir uns für eine angemessene Besoldung guter Polizeiarbeit, 
gerade auch im IT-Bereich und attraktiv für Fachexpert:innen IT, einset-
zen werden. Dazu gehört auch, dass wir für besonders belastende Tä-
tigkeiten (bspw. im KiPo-Bereich, der oftmals Überschneidungen zum 
Cybercrime hat) besondere Besoldungsinstrumente einführen wer-
den. Wir werden uns für eine spezielle Anwerbekampagne einsetzen.
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Für Die Linke ist die Möglichkeit zur Spezialisierung ein wichtiger 
Schlüssel zur gelingenden Kriminalitätsbekämpfung, die schon in 
der Ausbildung ermöglicht und gefördert werden muss. Daher hal-
ten wir die Schaffung von Sonderlaufbahnen wie den Computer- 
und Internetkriminalitätsdienst für einen richtigen Schritt. Allerdings 
schlägt gerade hier der Fachkräftemangel spürbar zu. Entschei-
dend ist es aus unserer Sicht, ganz generell bestehende Fachkräf-
tepotenziale besser zu nutzen, etwa durch die gezielte Förderung 
von Frauen und durch eine stärkere Öffnung der Ausbildung für Be-
werberinnen und Bewerber aus Ländern der Europäischen Union. 
Darüber hinaus muss ein dauerhaft attraktives Arbeitsumfeld ge-
boten werden, um neben der freien Wirtschaft bestehen zu können. 
Und schließlich müssen – gerade um Quereinsteigende zu gewinnen 
– starre beamtenlaufbahnrechtliche Regelungen auf den Prüfstand.
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Cybercrime umfasst als Sammelbegriff eine Vielzahl unterschied-
licher Delikte und Deliktarten. Dazu gehört neben der herkömm-
lichen Kriminalität, für die digitale Tatmittel verwendet werden 
auch Angriffe auf IT-Netzwerke. Um dieser Herr zu werden sind wir  
BÜNDNISGRÜNE der Meinung, dass es einer ganzheitlichen polizei-
lichen Digitalstrategie bedarf. Zudem wollen wir den Fokus darauf 
richten, dass Bedienstete aus dem Schwerpunkt Computer- und Inter-
netkriminalität vor allem auch in diesem Bereich eingesetzt werden 
und Anreize geschafft werden, damit sie in dem Bereich verbleiben. 
Gleichzeitig bedarf es einer grundlegenden Reform des Besoldungs-
systems, um gerade auch Berufe mit IT-Schwerpunkten im öffentlichen 
Dienst attraktiv zu machen. Hierzu hat der Landtag die Staatsregierung 
bereits zur Vorlage einer entsprechenden Neustrukturierung aufgefor-
dert. Aus unserer Sicht braucht es eine hierbei eine eigene Besoldungs-
ordnung-IT.  Einen ersten Schritt für die Erhöhung der Attraktivität für 
Quereinsteigende haben wir bereits mit der Einführung der pauscha-
len Beihilfe in dieser Legislaturperiode geschaffen. Aufgrund unseres 
Engagements ist es Beamt*innen zukünftig möglich, ohne Nachteile 
in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert zu bleiben. Auch 
wollen wir die Altersgrenze für die Berufung in das Beamtenverhält-
nis anheben. Zudem können wir uns vorstellen, die Besoldung in der 
Laufbahngruppe 2.2 nicht allein an die Übernahme von Führungs-
aufgaben zu knüpfen, sondern auch an besondere Fachexpertise. 
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Die Polizei muss in der Lage sein, auf sich verschiebende Schwer-
punkte innerhalb der  Kriminalitätsphänomene zu reagieren. Dazu 
gehört eine zu intensivierende Aus- und  Fortbildung genauso 
wie die Möglichkeit der Einstellung von Quereinsteigern und de-
ren Verbeamtung, wenn die Voraussetzungen dafür gegeben sind. 
Ihnen muss es möglich sein, innerhalb der Laufbahnen aufzu-
steigen. Darüber hinaus halten wir die Einbeziehung externen Wis-
sens für unverzichtbar, weil die Polizei in einer zunehmend spe-
zialisierten Welt  nicht alle Kompetenzen selbst vorhalten kann.
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Anfrage am 30.6.2024 gestellt - keine Antwort

Wir sehen diese Spezialisierung als dringend notwendig an, was 
auch mit dem Antrag der AfD zum Bereich Cybercrime, Drs. 7/15656, 
in dieser Legislatur zum Ausdruck kam. Leider sahen das alle anderen 
Parteien (CDU, SPD, Grüne; Linke) nicht so und er wurde abgelehnt.

Gerade für diesen Bereich ist es von höchster Dringlichkeit 
Spezialisierungen auf breiter Ebene aber auch attraktive Konditionen 
zu schaffen, damit hochqualifizierte Quereinsteiger den Weg zur 
Polizei finden. In diesem Bereich besteht ein erheblich zunehmender 
Wettbewerb mit der IT-Wirtschaft in Sachsen, der ohne attraktive 
Konditionen verloren wäre.



Frage 4: Welche Mittel und Möglichkeiten sehen Sie, die konsequente Bekämpfung 
des politischen Extremismus, organisierte Kriminalität sowie der kapitalen schweren 
Straftaten wirksamer zu gestalten? 

Sowohl die organisierte Kriminalität als auch der politische Extremis-
mus agieren zunehmend länderübergreifend, konspirativ und unter 
Einsatz modernster Technologien. Die dabei zum Einsatz kommen-
de kryptierte Kommunikation lässt sich mittels „einfacher“ TKÜ oft 
nicht mehr entschlüsseln. Angesichts dieser Entwicklungen sind 
Quellen-TKÜ und Onlinedurchsuchungen aus unserer Sicht eine not-
wendige Bedingung für effiziente und erfolgreiche Ermittlungen. Sie 
sind die Voraussetzung dafür, dass wir mit Extremisten und Akteu-
ren aus der organisierten Kriminalität auf Augenhöhe kommen und 
sie langfristig wie auch zielführend bekämpfen. Wir fordern daher 
die Verankerung von Quellen-TKÜ und Onlinedurchsuchung im Poli-
zeivollzugsdienstgesetz und im Verfassungsschutzgesetz.  In bei-
den Bereichen scheint uns zudem zentral, die Geldflüsse und auf 
diese Weise die Strukturen hinter einzelnen Delikten offenzulegen. 



Frage 4: Welche Mittel und Möglichkeiten sehen Sie, die konsequente Bekämpfung 
des politischen Extremismus, organisierte Kriminalität sowie der kapitalen schweren 
Straftaten wirksamer zu gestalten? 

Der Kampf gegen Rechtsextremismus ist zentral, wenn es um die Si-
cherheit in Sachsen, den gesellschaftlichen Zusammenhalt und den 
wirtschaftlichen Erfolg unseres Landes geht. Mit Demokratiefeind-
lichkeit und gruppenbezogenem Hass werden wir uns als SPD nicht 
abfinden. Gesellschaft und Staat müssen solche Gefahren aktiv be-
kämpfen. Wir stehen dazu, dass Straftaten konsequent verfolgt wer-
den. Die Zentrale Meldestelle für Hasskriminalität im Internet wollen 
wir als Kontaktstelle für Amts- und Mandatsträger:innen ausbauen 
und auch anonymisierte Meldungen ermöglichen. Politischer Extre-
mismus und Organisierte Kriminalität haben sie prägende Überschnei-
dungen. Es braucht hier eine angemessene Personal- und sächliche 
Ausstattung. Sonderarbeitsgruppen innerhalb der Polizei zu speziel-
len Phänomenbereichen legen wir in die Entscheidung polizeifachli-
cher Bewertung. Nach dem Konzept “Follow the money” werden wir 
die Zusammenarbeit zwischen Polizei, Finanzbehörden, Kommunen 
und dem Landesamt für Verfassungsschutz stärken, um völkische 
Siedlungsprojekte, Immobilienkäufe und szenetypische (Musik-)Ver-
anstaltungen als strukturenstärkende Säulen zu zerschlagen. Dafür 
setzen wir auch auf mehr Einbindung zivilgesellschaftlicher Exper-
tise (vor Ort), die den Sicherheitsbehörden relevantes Wissen zur 
Verfügung stellen kann. Radikalisierungsprävention und Aussteiger-
projekte wollen wir auch künftig fördern, hierfür stärken wir die Koor-
dinierungs- und Beratungsstelle Radikalisierungsprävention (KORA).



Frage 4: Welche Mittel und Möglichkeiten sehen Sie, die konsequente Bekämpfung 
des politischen Extremismus, organisierte Kriminalität sowie der kapitalen schweren 
Straftaten wirksamer zu gestalten? 

Aus Sicht der Partei Die Linke besteht kein Zweifel daran, dass die Po-
lizei Sachsen motiviert und in der Lage ist, schwere Straftaten wirk-
sam zu bekämpfen und in strategisch wichtigen Deliktsfeldern ef-
fektiv vorzugehen. Allerdings müssen – gerade auch von politischer 
Seite her – entsprechende Prioritäten gesetzt werden, damit polizei-
liche Ressourcen auch gezielt und gebündelt zum Einsatz kommen 
können. Diese klare Prioritätensetzung fehlt aus unserer Sicht. Statt-
dessen wird der Strauß an Aufgaben und Ansprüchen immer grö-
ßer.  Darüber hinaus ist eine wirksame Bekämpfung schwerer Straf-
taten natürlich nicht nur die Aufgabe der Polizei, sondern auch der 
Staatsanwaltschaften und der Gerichte. In der Praxis haben wir es 
hier mit immer schmaler werdenden Flaschenhälsen zu tun: Auf 
dem immer länger werdenden Weg von der Tat bis zum Urteil dro-
hen Aufklärungserfolge der Polizei zu versanden. Das ist eine Demo-
tivation für die Polizei – und eine Motivation für Täterinnen und Tä-
ter. Dieses Verhältnis muss vom Kopf auf die Füße gestellt werden.



Frage 4: Welche Mittel und Möglichkeiten sehen Sie, die konsequente Bekämpfung 
des politischen Extremismus, organisierte Kriminalität sowie der kapitalen schweren 
Straftaten wirksamer zu gestalten? 

Insbesondere im Bereich des politischen Extremismus und der orga-
nisierten Kriminalität gibt es Ähnlichkeiten und Überschneidungen, 
die einen gemeinsamen Ansatz rechtfertigen. Vor allem im Bereich 
der organisierten Kriminalität ist es essentiell, die Strukturen aufzu-
decken und nicht nur einzelne, szenetypische Delikte zu verfolgen. 
Auch halten wir in diesen Bereichen eine verstärkte und systemati-
sierte Zusammenarbeit mit anderen Behörden, wie beispielsweise 
den Finanzämtern oder auch der Gewerbeaufsicht, für zielführend 
um die Netzwerke zu verstehen und offen zu legen. Hier sollte das 
Augenmerk auf die Zerschlagung der Strukturen gelegt werden, wo-
bei insbesondere das „follow the money“-Prinzip stärker in den Fo-
kus rücken sollte – mit dafür entsprechend geschulten Beamt*in-
nen.  Zudem halten wir die Verstärkung der Zusammenarbeit mit 
zivilgesellschaftlichen Initiativen in den entsprechenden Bereichen 
für gewinnbringend, da diese regelmäßig große Expertise besitzen.



Frage 4: Welche Mittel und Möglichkeiten sehen Sie, die konsequente Bekämpfung 
des politischen Extremismus, organisierte Kriminalität sowie der kapitalen schweren 
Straftaten wirksamer zu gestalten? 

Aus unserer Sicht gehört dazu vor allem die erforderliche perso-
nelle und technisch /materielle Ausstattung. Wo erforderlich, müs-
sen gesetzliche Regelungen angepasst werden. Für uns ist es je-
doch wichtig, Freiheit und Sicherheit stetig in Balance zu halten. 
Wir lehnen einen übergriffigen Staat ab und legen Wert auf Verhältnis-
mäßigkeit und das Gelten der universellen Unschuldsvermutung. Inso-
fern muss jede Verschärfung der Eingriffsrechte gründlich abgewogen 
werden. Unser Ziel ist zudem eine intensivere Bekämpfung der Ursachen 
von politischer Radikalisierung. Dazu gehören der Ausbau unserer De-
mokratie, mehr sozialer Ausgleich und Stärkung der gesellschaftlichen 
Resilienz gegen politischen Extremismus. Eine entscheidende Rolle 
kommt der Prävention in allen Bereichen unseres Gemeinwesens zu.



Frage 4: Welche Mittel und Möglichkeiten sehen Sie, die konsequente Bekämpfung 
des politischen Extremismus, organisierte Kriminalität sowie der kapitalen schweren 
Straftaten wirksamer zu gestalten? 

Anfrage am 30.6.2024 gestellt - keine Antwort

Bandenkriminalität und Organisierte Kriminalität (OK) müssen 
nachhaltiger bekämpft werden, da sie oft unbemerkt großen 
Schaden in der Wirtschaft aber auch im persönlichen Umfeld der 
Bürger anrichten. Deutschland darf weder Rückzugsort noch 
Tätigkeitsgebiet von mafiösen Organisationen sein.

Wir wollen dazu die OK-Dienststellen personell stärken und mit 
bestmöglicher Technik ausstatten um OK-Zusammenhänge in der 
Vielfalt der Straftaten zu erkennen. Für dieses Ziel ist die 
Zusammenarbeit mit allen anderen Landes- und Bundesbehörden 
zu verbessern.

Gewinne aus Straftaten müssen konsequent abgeschöpft und das 
bereits bestehende rechtliche Instrument der Einziehung verstärkt 
genutzt werden. Da die Mehrzahl der Täter im Bereich der 
Organisierten Kriminalität Ausländer sind, muss es vereinfacht werden 
diese auszuweisen. Die AfD will für diesen Personenkreis bei
entsprechenden Tatsachen die OK-Zugehörigkeit als Ausweisungsgrund 
einführen.



Frage 5: Welche Bestrebungen hat Ihre Partei zur Förderung einer besseren länder-
übergreifenden Zusammenarbeit in der Kriminalitätsbekämpfung für die nächste 
Legislaturperiode? 

Sachsen liegt im Herzen Europas und ist daher für grenzüberschreitende 
Projekte und Zusammenarbeit geradezu prädestiniert. Als Sächsi-
scher Union liegt uns die Zusammenarbeit mit unseren östlichen 
Nachbarn Polen und Tschechien ganz besonders am Herzen. Daher 
werden wie die sächsische Fahndungspolizei stärken und die gemein-
same Fahndung mit den Nachbarländern ausbauen. Einen weiteren 
Schwerpunkt länderübergreifender Zusammenarbeit sehen wir zu-
dem in gemeinsamen Ermittlungen gegen Intensivtäter und in dem 
Ausbau von Kontakten zu den polnischen und tschechischen Kollegen.



Frage 5: Welche Bestrebungen hat Ihre Partei zur Förderung einer besseren länder-
übergreifenden Zusammenarbeit in der Kriminalitätsbekämpfung für die nächste 
Legislaturperiode? 

Anhand der Bedeutung des bestehenden Informationsaustauschs 
und der Zusammenarbeit in der Ermittlungsarbeit mit anderen Länder-
polizeien und der Bundespolizei sehen wir als SPD es als selbstver-
ständlich an, dass Sachsen weiterhin eng mit anderen kooperiert und 
dafür die erforderlichen rechtlichen Rahmenbedingungen bestehen. 
Die “Sicherheitskooperation Ost” werden wir ausbauen und setzen uns 
für regelmäßige Austauschformate der Polizeien ein. Auch im Bereich 
Prävention stehen wir für eine länderübergreifende Zusammenarbeit.
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Legislaturperiode? 

Die Polizei Sachsen könnte ganz erheblich von Synergieeffekten profi-
tieren, die sich aus dem großen Trend der Digitalisierung ergeben: die 
länderübergreifende Vereinheitlichung von Fachverfahren, der verein-
fachte Datenaustausch durch standardisierte Schnittstellen bis hin zur 
Bündelung gemeinsamer IT-Infrastrukturen. Nach Auffassung der Par-
tei Die Linke ist – anders als oft behauptet – der Datenschutz dafür keine 
undurchlässige Hürde. Vielmehr sind einheitliche Datenschutzregeln, 
wie sie mit der DSGVO sogar europaweit gelten, eine notwendige Voraus-
setzung zum länderübergreifenden Informationsaustausch.  Allerdings 
fehlt dem Freistaat Sachsen auch eine Gesamtstrategie zur Digitalisie-
rung, in der Praxis entsteht ein Flickenteppich aus meist teuren Insel-
lösungen. Zudem zeigt ausgerechnet ein Großprojekt wie das Gemein-
same Kompetenz- und Dienstleistungszentrum in Leipzig, wie man es 
nicht macht – das GKDZ hätte schon längst im Wirkbetrieb sein müssen. 
Hier sind die Zuständigen gefragt, gerade im länderübergreifenden Aus-
tausch dazuzulernen. Die Polizei selbst ist da sicherlich schon weiter.
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übergreifenden Zusammenarbeit in der Kriminalitätsbekämpfung für die nächste 
Legislaturperiode? 

Kriminalität macht nicht an den Grenzen der Bundesländer halt. Des-
wegen wollen wir BÜNDNISGRÜNE vor allem in Fällen vor organisierter 
Kriminalität und Wirtschafts- und Steuerkriminalität die Zusammenar-
beit zwischen den Bundesländern stärken sowie, unter Beachtung da-
tenschutzrechtlicher Rahmenbedingungen, vor allem die länderüber-
greifenden Sicherheitskooperationen auch im Bereich der Prävention 
stärken. Dazu gilt es insbesondere die bestehenden Kooperationen, 
wie die bestehende „Sicherheitskooperation Ost“ weiterentwickeln. 



Frage 5: Welche Bestrebungen hat Ihre Partei zur Förderung einer besseren länder-
übergreifenden Zusammenarbeit in der Kriminalitätsbekämpfung für die nächste 
Legislaturperiode? 

Sofern dies die Kriminalitätsbekämpfung verbessert, stehen wir dem 
aufgeschlossen gegenüber



Frage 5: Welche Bestrebungen hat Ihre Partei zur Förderung einer besseren länder-
übergreifenden Zusammenarbeit in der Kriminalitätsbekämpfung für die nächste 
Legislaturperiode? 

Anfrage am 30.6.2024 gestellt - keine Antwort

Die AfD steht für eine zielorientierte Sicherheitspolitik nach 
Gefahren- und nicht nach Kassenlage. Grenzüberschreitende 
Kriminalität erfordert effektivere grenzüberschreitende
polizeiliche Zusammenarbeit.

Dazu zählt u.a.

 Durchführung regelmäßig gemeinsamer Streifen mit den Polizeibeamten 
    der Nachbarländer,

 territoriale Verdichtung von gemeinsamen Leitstellen,

 Ausbau der Fortbildung in Bezug auf die Sprachvermittlung in den 
    Sprachen Tschechisch und Polnisch auch unter Nutzung von 
    Fortbildungsangeboten in den Nachbarländern,

 gemeinsame länderübergreifende Übungen in der Zusammenarbeit 
    der Polizei bis hin zur Feuerwehr und dem Katastrophenschutz.



Frage 6: Welche Ziele verfolgt Ihre Partei für eine erfolgreiche Kriminalitätsbekämp-
fung auf EU-Ebene? 

Als Landespartei haben wir grundsätzlich eine begrenzte Wirkmacht 
auf die Entwicklungen auf europäischer Ebene. Für uns sind aber drei 
Aspekte zentral: Erstens – und für uns prioritär – setzen wir uns für eine 
Beibehaltung und bestenfalls Verstetigung der Grenzkontrollen ein. Sie 
haben im Kampf gegen illegale und europäisch agierende Schleuser 
nachweisbar, sichtbar und unmittelbar Wirkung gezeigt. Innenminis-
terin Nancy Faeser muss sich gegenüber der EU-Kommission dafür 
einsetzen, die Grenzkontrollen zu notifizieren. Zweitens befürworten 
wir alle Anstrengungen und Maßnahmen, die zu einer Stärkung von 
EUROPOL als europäische Verbindungs- und Koordinierungsstelle 
führen. Insbesondere mit Blick auf die zunehmende Gefahr in den 
Bereichen der Cyberkriminalität und des Terrorismus müssen wir si-
cherstellen, dass EUROPOL über allen nötigen Kapazitäten verfügt. 
Drittens ist es aus unserer Sicht zentral, Informationssysteme besser 
miteinander zu vernetzen und ihre Interoperabilität zu erhöhen. Eine 
Zusammenführung von bisher getrennten Daten in EURODAC, dem 
Schengener Informationssystem (SIS) sowie des Europol-Informa-
tionssystems (EIS) würde sich auch im Freistaat positiv auswirken.



Frage 6: Welche Ziele verfolgt Ihre Partei für eine erfolgreiche Kriminalitätsbekämp-
fung auf EU-Ebene? 

Sachsen liegt im Herzen Europas und deshalb hat für uns die inter-
nationale, vor allem europäische Kriminalitätsbekämpfung einen gro-
ßen Stellenwert. Die bereits existierende Zusammenarbeit zwischen 
den Polizeibediensteten Sachsens, Polens und Tschechiens wollen wir 
verstärken und mittels gemeinsamer Revierprojekte und Austausch-
formate ausbauen. Der Austausch soll in Aus- und Fortbildung eben-
so mehr Raum bekommen, indem wir Erasmus+ für Ausbildung und 
Studium sowie ähnliche Formate in der Fortbildung einführen. Sprach-
kompetenzen sollen durch entsprechende Angebote gestärkt werden 
und die Diversität der sächsischen Polizei durch mitteleuropäische 
Anwerbung ausgebaut werden. EUROPOL und auch das PTAZ wol-
len wir für eine europaweite Kriminalitätsbekämpfung weiterentwi-
ckeln. Ähnlich zur europäischen Staatsanwaltschaft setzen wir uns 
für die europäische Institutionalisierung im polizeilichen Bereich ein.



Frage 6: Welche Ziele verfolgt Ihre Partei für eine erfolgreiche Kriminalitätsbekämp-
fung auf EU-Ebene? 

Für die Partei Die Linke ist es ein vordringliches Ziel, zur Ermittlung und 
Bekämpfung von kriminellen Unternehmenspraktiken und insbesonde-
re von Steuerhinterziehung, Steuerbetrug, Geldwäsche und Korruption 
eine europäische Finanzpolizei aufzubauen. Gerade besonders „kapital-
kräftige“ Tätergruppen dürfen nicht länger einen Vorteil daraus ziehen 
können, ihre Finanzströme beliebig umzuleiten oder sich persönlich 
der Verantwortung zu entziehen, indem sie rasch das Land wechseln. 



Frage 6: Welche Ziele verfolgt Ihre Partei für eine erfolgreiche Kriminalitätsbekämp-
fung auf EU-Ebene? 

Kriminalität macht nicht an den Landesgrenzen halt. Deswegen ist für 
eine erfolgreiche Kriminalitätsbekämpfung auch jenseits nationaler 
Grenzen zunächst eine Stärkung der Zusammenarbeit mit Polen und 
Tschechien elementar. Auf europäischer Ebene wollen wir als BÜND-
NIS 90/ DIE GRÜNEN EUROPOL ausbauen und mit eigenen operati-
ven Möglichkeiten zur Bekämpfung von Terrorismus und organisier-
ter Kriminalität ausstatten. Auch soll durch eine Weiterentwicklung 
des Informationssystems der Datenaustausch verbessert werden. 
Langfristig ist das Ziel, ein eigenes europäisches Kriminalamt mit 
eigenen Ermittlungsteams aufzubauen.  Die polizeiliche Zusammen-
arbeit soll durch den Ausbau gemeinsamer Joint-Investigation-Teams 
gefördert werden und gemeinsame Zentren der Polizei in Grenzre-
gionen aufgebaut werden. Zudem wollten wir den Erfahrungsaus-
tausch von Bediensteten durch Austauschprogramme verstärken.



Frage 6: Welche Ziele verfolgt Ihre Partei für eine erfolgreiche Kriminalitätsbekämp-
fung auf EU-Ebene? 

Kriminelle Akteure sind zum Teil längst weltweit vernetzt und organisiert. 
Hier kommt eine förderale und einzelstaatliche Bekämpfung schnell an 
ihre Grenzen. Eine sinnvolle Zentralisierung und europäische Orientie-
rung sind in manchen Deliktbereichen deshalb zwingend erforderlich. 



Frage 6: Welche Ziele verfolgt Ihre Partei für eine erfolgreiche Kriminalitätsbekämp-
fung auf EU-Ebene? 

Anfrage am 30.6.2024 gestellt - keine Antwort

Eine erfolgreiche Kriminalitätsbekämpfung auf EU-Ebene kann ein 
Bundesland nicht allein umsetzen. Schnelle Kommunikationswege 
über das BKA sind eine Grundvoraussetzung neben dem Austausch 
mit Grenzländern auf dem „kurzen Dienstweg“.

Notwendige Softwareanpassungen auch in Bezug von Schnittstellen 
der IT-Anwendungen sind zu verbessern bzw. zu optimieren.
Zu einzelnen Kriminalitätsschwerpunkten, innerhalb der grenz-
überschreitenden Kriminalität, sind gemeinsame regelmäßige 
Treffen mit den Spezialisten aus den angrenzenden Ländern
durchzuführen.



Frage 7: Welche Anforderungen sollen Ihrer Meinung nach eine verwendungsorien-
tierte und modular angelegte Ausbildung und Spezialisierung in die derzeitige an- und 
bevorstehende Hochschulreform inkludiert sein? 

Polizistinnen und Polizisten müssen in ihrem Arbeitsalltag heute an-
deren Anforderungen gerecht werden als noch vor einigen Jahren: 
Sie sind zunehmend „ganzheitlich“ gefordert. Entsprechend sahen 
und sehen wir den größten Bedarf in einer stärkeren praktischen Aus-
richtung der Ausbildung bzw. des Studiums und der Vorbereitung auf 
technische, aber auch gesellschaftliche und politische Herausforde-
rungen. Die politische Wirklichkeit wird komplexer, was sich auch in 
gesellschaftlichen Konflikten widerspiegelt. Aus diesem Grund ist 
uns die Stärkung von Handlungskompetenzen wichtig, die wir durch 
einen höheren Praxisanteil in Kombination mit einer stärkeren Fo-
kussierung auf politische Bildung erreichen wollen. Die zunehmende 
Spezialisierung des polizeilichen Gegenübers betrifft dabei alle drei 
Säulen der polizeilichen Arbeit (Kriminalpolizei, Schutzpolizei, Ver-
kehrspolizei). Aus unserer Sicht ist die derzeitige Ausgestaltung der 
Ausbildung als generalisiertes Studium daher am besten geeignet, 
diesen Anforderungen gerecht zu werden, da sie zum Perspektiv-
wechsel befähigt. Grundsätzlich folgen wir dem Bild des Polizeibe-
rufs als Erfahrungsberuf, und damit der Auffassung, dass das (breite) 
Sammeln von Erfahrungen auch eine Form der Spezialisierung ist. 
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Die Anforderungen an gute Polizeiarbeit unterliegen gesellschaftli-
cher Entwicklung und Krisen sowie neue Phänomenbereiche haben 
darauf einen enormen Einfluss. Die Ausbildung und Fortbildung wer-
den damit nicht nur von polizei-technisch-fachlichen Kompetenzen 
bestimmt, sondern auch durch gesellschaftspolitischen, sozialen, 
kriminologischen, rechtlichen und psychologischen Wissenserwerb. 
Durch die Fachhochschule der Polizei Sachsen und die dazugehörigen 
Polizeifachschulen werden die künftigen Fach- und Führungskräfte 
der sächsischen Behörden aus- und fortgebildet. Damit diese Quali-
fikation für die Bediensteten auch zu bewältigen ist, braucht es Ref-
lektion über die Lehrinhalte seitens des Dienstherrn und der Hoch-
schule. Die Qualität der Lehre und Forschung bauen wir unter diesen 
sich ständig aktualisierenden Anforderungen aus und sorgen für eine 
angemessene Ausstattung der Standorte. Für die SPD setzt dies vo-
raus, dass sowohl professorale Stellenbesetzungen als auch polizei-
liches Lehrpersonal gewonnen und gehalten wird und dass die be-
stehenden Ausbildungsstandorte ertüchtigt werden. Die Hochschule 
der Polizei unterstützen wir bei ihrer Reform und Fortentwicklung und 
setzen uns in Anerkennung der staatsnahen Ausbildung für die für 
eine moderne Polizeiarbeit ebenso wichtige Wissenschaftsfreiheit ein.



Frage 7: Welche Anforderungen sollen Ihrer Meinung nach eine verwendungsorien-
tierte und modular angelegte Ausbildung und Spezialisierung in die derzeitige an- und 
bevorstehende Hochschulreform inkludiert sein? 

Die (noch) aktuelle Landesregierung hatte die Modernisierung der 
Polizeiausbildung als Ziel im Koalitionsvertrag festgeschrieben. We-
sentlicher Schritt dieser Modernisierung war die Umstellung des 
Curriculums an der PolFH, und damit einher ging die Entscheidung 
gegen eine sogenannte Y-Ausbildung. Aus Sicht der Partei Die Linke 
war diese Entscheidung nicht optimal. Die jetzige „generalistische“ 
Ausbildung, die auf eine maximale Verwendungsbreite zielt, geht zu-
lasten einer frühzeitigen Spezialisierung. Und mit der Etablierung 
von Sonderlaufbahnen wird diese Spezialisierung jetzt doch wieder-
eingeführt.  Unsere zentrale Forderung für die weitere Entwicklung 
ist, der verwendungsorientierten und praxisnahen Ausbildung grö-
ßeren Raum zu geben. Insbesondere muss es ermöglicht werden, 
während der Ausbildung mehr Praktika und sogenannte informa-
torische Verwendungen vorzunehmen. Nur auf diese Weise kön-
nen angehende Polizistinnen und Polizisten alltagsnah erfahren, wie 
ihre Interessen und Fähigkeiten bestmöglich zur Geltung kommen. 
Das ist eine wichtige Voraussetzung für die weitere Spezialisierung.
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Polizist*innen sind die sichtbarsten Exponent*innen des staatlichen 
Gewaltmonopols – und dadurch in gesellschaftlichen Transforma-
tionsprozessen vor enorme Herausforderungen gestellt. Daher muss 
aus BÜNDNISGRÜNER Sicht ein Augenmerk nicht nur auf die fach-
liche Ausbildung der Bediensteten gelegt werden.  Neben den inhalt-
lichen Schwerpunkten, deren Festlegung bei den zuständigen Ex-
pert*innen und der Polizeihochschule selbst richtig angesiedelt ist, 
wollen wir vor allem die demokratische Resilienz der Polizist*innen 
stärken und das Bewusstsein für die Rolle der Polizei in einem freiheit-
lichen demokratischen Rechtsstaat schärfen. Entsprechend wollen 
wir die politische und demokratische Bildung in der Polizeiausbildung 
weiter ausbauen. Ebenso erachten wir es als notwendig, stärker als 
bisher Aspekte von Kommunikation in der Ausbildung zu verankern. 



Frage 7: Welche Anforderungen sollen Ihrer Meinung nach eine verwendungsorien-
tierte und modular angelegte Ausbildung und Spezialisierung in die derzeitige an- und 
bevorstehende Hochschulreform inkludiert sein? 

Die Aus- und Fortbildung der Polizei ist die Grundlage für professionelles 
Handeln. Polizisten müssen universell ausgebildet sein. Dadurch erlan-
gen sie das für die Laufbahn erforderliche Querschnittswissen. In einer 
verwendungsorientierten und modular angelegten Ausbildung sehen wir 
deshalb ein Risiko, welches es gründlich abzuwägen gilt. Eine Spezialisie-
rung kann berufsbegleitend erfolgen und ist dann Sache der Fortbildung.  



Frage 7: Welche Anforderungen sollen Ihrer Meinung nach eine verwendungsorien-
tierte und modular angelegte Ausbildung und Spezialisierung in die derzeitige an- und 
bevorstehende Hochschulreform inkludiert sein? 

Anfrage am 30.6.2024 gestellt - keine Antwort

Um die notwendige Menge an Bewerbern für den Polizeivollzugsdienst 
und Hochschulpersonal zu erreichen, bei deren Eignung wir keinerlei 
Abstriche dulden können, darf die örtliche Verteilung von Hochschule 
der Polizei und Polizeifachschulen kein Tabu sein, wobei alle Standorte 
erhalten werden sollen. Karrierewege müssen bei der Polizei planbar
sein, damit der richtige Beamte schnell in die richtige Verwendung 
gelangt. Aus diesem Grund benötigen wir ein Laufbahnverlaufsmodell 
das möglichst Neigung und Befähigung verbindet.

In Zeiten hoher Spezialisierungen wollen wir insbesondere die 
Ausbildung zum Kriminalisten zu einem früheren Zeitpunkt beginnen. 
Diese Jahrzehnte alte Forderung hat erste Priorität.
Für andere Bereiche mit Spezialwissen ist die Zusammenarbeit mit 
Hoch- und Fachschulen in Deutschland auszubauen, weil auch klar ist, 
dass die Hochschule der Polizei in Rothenburg nicht für alle 
Spezialisierungen eigene Module schaffen kann.



Frage 8: Worin sollen Ihrer Meinung nach Maßnahmen und Projekte auf kommunaler 
Ebene bestehen, die geeignet sind, das Begehen von Straftaten zu vermindern, Zivil-
courage zu fördern und damit das subjektive Sicherheitsempfinden der Bevölkerung 
zu verbessern? 

Die Präsenz von Bürgerpolizisten hat sich im Freistaats als Instrument 
der Prävention seit Jahrzehnten bewährt und ist ureigene CDU-Politik: 
Sie stehen als Ansprechpartner in den Gemeinden und Kommunen für 
Bürgernähe und den direkten Kontakt vor Ort; die Begehung von Straf-
traten wird durch die Anwesenheit von Bürgerpolizisten unwahrschein-
licher. Bürgerpolizisten stärken das ohnehin hohe Vertrauen in die säch-
sische Polizei und tragen zu einer Entlastung der sächsischen Beamten 
bei. Aus all diesen Gründen werden wir die Anzahl der Bürgerpolizisten 
verdoppeln und so ihre Präsenz in der Fläche steigern – insbesondere 
auch in den vom demografischen Wandel betroffenen ländlichen Regi-
onen. Zudem erachten wir die Allianz Sichere Sächsische Kommunen 
(ASSKomm) als einen wichtigen Baustein und erkennen die Bedeutung 
Kommunaler Präventionsräte für die örtliche Sicherheitsarchitektur an. 



Frage 8: Worin sollen Ihrer Meinung nach Maßnahmen und Projekte auf kommunaler 
Ebene bestehen, die geeignet sind, das Begehen von Straftaten zu vermindern, Zivil-
courage zu fördern und damit das subjektive Sicherheitsempfinden der Bevölkerung 
zu verbessern? 

In den letzten Jahren ist die Kriminalität im Freistaat Sachsen weiter 
gesunken. Dem dennoch vorhandenen Unsicherheitsgefühl und der 
Kriminalitätsfurcht in der Bevölkerung wollen wir mit einer deutlich 
sichtbaren Präsenz der Landespolizei, Präventionsprogrammen von 
Freistaat und Kommunen sowie der Bereitstellung aussagekräftiger In-
formationen und phänomenspeziellen Kampagnen begegnen. Für eine 
evidenzbasierte Diskussionsgrundlage setzen wir den sächsischen
Periodischen Sicherheitsbericht fort. Auch die Programme für kom-
munale Kriminalprävention und Sicherheitskooperationen führen 
wir weiter. Die Zahl der Bürgerpolizist:innen wollen wir erhöhen. 
Schließlich setzen wir uns für eine starke Zivilgesellschaft ein, die 
Haltung zeigt und von kommunalen wie polizeilichen Akteuren als 
Partner auf Augenhöhe und mit wichtiger Expertise verstanden wird.



Frage 8: Worin sollen Ihrer Meinung nach Maßnahmen und Projekte auf kommunaler 
Ebene bestehen, die geeignet sind, das Begehen von Straftaten zu vermindern, Zivil-
courage zu fördern und damit das subjektive Sicherheitsempfinden der Bevölkerung 
zu verbessern? 

Die kommunale Ebene ist für die Bürgerinnen und Bürger die wichtigs-
te Schnittstelle zum Staat. Es ist auch die Ebene, auf der aktive Mit-
gestaltung, soziale Partizipation und demokratisches Engagement im 
Alltag möglich sind. Ein derart lebendiges Gemeinwesen ist die best-
mögliche Stärkung des Sicherheitsempfindens und ein nicht zu unter-
schätzender Beitrag zur Kriminalprävention. Ein gleichfalls wichtiger 
Ansatz zur Stärkung insbesondere der kommunalen Kriminalpräven-
tion sind Sicherheitspartnerschaften, wie sie in Sachsen im Rahmen 
der Allianz Sichere Sächsische Kommunen geschlossen werden. Wir 
treten dafür ein, diesen Ansatz auszubauen und dabei möglichst viele 
Akteurinnen und Akteure der lokalen Zivilgesellschaft einzubeziehen. 
Der Polizei kommt dabei eine Schlüsselrolle zu. Denn nicht zuletzt 
hängt das Sicherheitsempfinden der Bevölkerung davon ab, dass sie 
wieder stärker in der Fläche präsent ist – außerhalb von sogenann-
ten Brennpunkten, bürgernah und „auf Augenhöhe“ ansprechbar.



Frage 8: Worin sollen Ihrer Meinung nach Maßnahmen und Projekte auf kommunaler 
Ebene bestehen, die geeignet sind, das Begehen von Straftaten zu vermindern, Zivil-
courage zu fördern und damit das subjektive Sicherheitsempfinden der Bevölkerung 
zu verbessern? 

Zu Förderung von Zivilcourage braucht es auch eine starke Zivil-
gesellschaft. Denn die Sicherheitsbehörden alleine können be-
stehende Sicherheitsprobleme nicht lösen. Gerade auch bei der 
Bekämpfung politisch motivierter Kriminalität ist eine starke Zivil-
gesellschaft, die sich antidemokratischen Entwicklungen entgegen-
stellt elementar, um deren Erstarkung und Verfestigung zu verhin-
dern.   Zu Förderung von Zivilcourage braucht es auch eine starke 
Zivilgesellschaft. Denn die Sicherheitsbehörden alleine können be-
stehende Sicherheitsprobleme nicht lösen. Gerade auch bei der Be-
kämpfung politisch motivierter Kriminalität ist eine starke Zivilgesell-
schaft, die sich antidemokratischen Entwicklungen entgegenstellt 
elementar, um deren Erstarkung und Verfestigung zu verhindern.



Frage 8: Worin sollen Ihrer Meinung nach Maßnahmen und Projekte auf kommunaler 
Ebene bestehen, die geeignet sind, das Begehen von Straftaten zu vermindern, Zivil-
courage zu fördern und damit das subjektive Sicherheitsempfinden der Bevölkerung 
zu verbessern? 

Wir sehen dazu gute Ansätze in der Praxis der kommunalen Präven-
tionsräte. Deshalb wollen wir diese Instrumente stärken und laufend 
optimieren. 



Frage 8: Worin sollen Ihrer Meinung nach Maßnahmen und Projekte auf kommunaler 
Ebene bestehen, die geeignet sind, das Begehen von Straftaten zu vermindern, Zivil-
courage zu fördern und damit das subjektive Sicherheitsempfinden der Bevölkerung 
zu verbessern? 

Anfrage am 30.6.2024 gestellt - keine Antwort

Die beste Straftat ist die, die nicht geschieht. Deshalb ist die bisher 
vernachlässigte Prävention wieder zu stärken und in der Breite der 
Gesellschaft in allen Schichten zu etablieren.

Die Polizei muss dafür aber auch über ausreichendes Personal verfügen 
damit der Bürger wieder Streifenwagen sieht, die präventiv in Wohn- 
und Industriegebieten Streife fahren.

Polizeidienststellen, gerade im ländlichen Raum, müssen wieder rund 
um die Uhr besetzt sein und als erster Ansprechpartner zur Verfügung 
stehen.

Das Netz der Bürgerpolizisten ist flächendeckend auszubauen und 
nicht wie bisher in einer Art Flickenteppich.
Die Einbeziehung ehrenamtlicher Kräfte aus dem Bereich der 
Zivilgesellschaft ist nur in enger Zusammenarbeit der örtlichen 
Polizeidienststellen mit den jeweiligen Kommunen möglich, welche 
sich weiter entwickeln muss.

Wichtig, und nicht von der Kassenlage abhängig, ist auch die Prävention 
im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit bis hin zur Fahrrad- und 
Verkehrsausbildung in Kindergärten und Grundschulen.



Frage 9: Wie unterstützen Sie die Herausforderungen der Sicherheitsbehörden sowie 
die Unsicherheit in der Bevölkerung im Zusammenhang mit der Einführung der Bun-
desregierung zum kontrollierten Umgang mit Cannabis? 

Als Sächsische Union haben wir sehr deutlich gemacht, dass wir 
das Cannabisgesetz für falsch und in seinen Auswirkungen für fatal 
halten. Auch haben wir angesichts des erwartbaren Kriminalitäts-
anstiegs und der Folgen des Gesetzes für die Verkehrssicherheit 
stets auf den steigenden Erfüllungsaufwand für die sächsische Po-
lizei hingewiesen – und werden das auch weiterhin tun. Wir erwar-
ten keinen Rückgang des illegalen Handels – sondern im Gegenteil 
seinen Anstieg. Das ist auch nicht zuletzt dadurch begründet, dass 
es bislang wenige Anmeldungen für Anbauvereine, aber einen weit-
hin wahrnehmbaren Konsum gibt.  Grundsätzlich müssen aber nun 
alle Akteure mit dem neuen Gesetz und unter Nutzung bestehender 
Ressourcen mit dem gestiegenen Erfüllungsaufwand umgehen. Wir 
sehen hier die Bundesregierung in der Pflicht, auf die Herausforde-
rungen zu reagieren und das Gesetz bestenfalls zurückzunehmen. Im 
Freistaat Sachsen werden wir auf eine konsequente Anwendung des 
Bußgeldkatalogs hinwirken und gleichzeitig als Sächsische Union mit 
klarer Kommunikation weiterhin auf die Folgen des neuen Gesetzes 
hinweisen. Zentral ist für uns außerdem, dass die Kollegen im Dienst 
jederzeit Handlungssicherheit haben. Hierzu braucht es verständli-
che und anwendbare Erlasse mit klaren Vorgaben der Handhabung.



Frage 9: Wie unterstützen Sie die Herausforderungen der Sicherheitsbehörden sowie 
die Unsicherheit in der Bevölkerung im Zusammenhang mit der Einführung der Bun-
desregierung zum kontrollierten Umgang mit Cannabis? 

Die SPD hat sich im Bund für die Legalisierung von Cannabis stark ge-
macht und auch in Sachsen sind wir davon überzeugt, dass die Pro-
hibition keinen Erfolg hatte. Die rechtliche Neuregelung steht in der 
Praxis noch am Anfang und gerade weil einige Fragen noch offen sind, 
werden wir uns dafür einsetzen, dass die neuen Aufgaben durch die 
Sicherheitsbehörden bewältigbar sind und die Menschen in Sachsen 
auf diese Entscheidung vertrauen können. Abstandsgebote zu Orten 
mit schutzbedürftigen Gruppen können digitalisiert erfasst und die 
Handhabung des Cannabisgesetz durch ein zügig aufzustellendes und 
breites Schulungsangebot rechtssicher gewährleistet werden. Als SPD 
stehen wir weiterhin für die Stärkung der Einrichtungen der Suchtprä-
vention und Suchthilfe.  Wichtig sind uns dabei schnelle und zuverläs-
sige Hilfesysteme für betroffene Jugendliche und Kinder. Cannabis 
muss unter staatliche Kontrolle gebracht werden, denn so werden wirk-
same Prävention und der Kampf gegen den Schwarzmarkt möglich.



Frage 9: Wie unterstützen Sie die Herausforderungen der Sicherheitsbehörden sowie 
die Unsicherheit in der Bevölkerung im Zusammenhang mit der Einführung der Bun-
desregierung zum kontrollierten Umgang mit Cannabis? 

Die Partei Die Linke hat sich für die Freigabe von Cannabis unter kontrol-
lierten Bedingungen eingesetzt, insofern befürworten wir die Entschei-
dung der Bundesregierung. Es ist ein konkreter Ausdruck der Selbstbe-
stimmung erwachsener Menschen, über ihren Konsum – ebenso wie 
über ihren Nicht-Konsum – selbst bestimmen zu können. Die Möglich-
keit, Zugang zu Cannabis unter kontrollierten Bedingungen zu erhalten, 
ist dem kriminellen Betäubungsmittelhandel aus unserer Sicht vorzu-
ziehen. Das werden Sicherheitsbehörden nicht anders sehen.  Dabei 
verharmlosen wir die Gefahren auch eines legalen Konsums keines-
wegs, denn mehr Freiheit in Anspruch zu nehmen heißt immer auch, 
mehr Verantwortung zu tragen, für sich selbst und auch für andere. Da-
her setzen wir uns seit Jahren, ganz unabhängig von der Entscheidung 
der Bundesregierung, für verstärkte Aufklärungsarbeit zu den Risiken 
von Rauschmitteln und für Maßnahmen der Suchtmittelprävention ein. 
Durch diese sachgerechte Aufklärung ist es möglich, Verunsicherun-
gen in der Bevölkerung abzubauen. Und es stärkt das Verantwortungs-
bewusstsein der Konsumierenden, sich beispielsweise berauscht 
vom Straßenverkehr fernzuhalten. Das muss selbstverständlich sein.



Frage 9: Wie unterstützen Sie die Herausforderungen der Sicherheitsbehörden sowie 
die Unsicherheit in der Bevölkerung im Zusammenhang mit der Einführung der Bun-
desregierung zum kontrollierten Umgang mit Cannabis? 

Wir BÜNDNISGRÜNE stehen hinter der Legalisierung von Can-
nabis. Trotz der jahrelangen Verbotspolitik ist der Konsum ste-
tig angestiegen. Daher braucht es – auch aus Jugend- und 
Gesundheitsschutzgründen – eine realitätstaugliche, fortschritt-
liche und menschliche Drogenpolitik. Dabei soll der Schwarzmarkt 
zurückgedrängt werden und eine Qualitätskontrolle ermöglicht werden.
Nichtsdestotrotz erkennen wir, dass neue Aufgaben für die Si-
cherheitsbehörden auch neue Herausforderungen bergen. Be-
sonders prominent ist dabei bislang das Messen des Abstands 
zu Orten, in deren Konsum der Umkreis verboten ist. Hier kön-
nen wir uns vorstellen, mittels digitaler Möglichkeiten in be-
reits vorhandenen Übersichtskarten, Abstände zu markieren.
Soweit es um die Kontrolle des Anbaus und der Abgabe geht, sind 
wir zuversichtlich, dass es durch ein entsprechendes Aus- und 
Fortbildungsangebot – ähnlich wie in anderen Bereichen – gelin-
gen wird, den gesetzlichen Anforderungen Rechnung zu tragen.



Frage 9: Wie unterstützen Sie die Herausforderungen der Sicherheitsbehörden sowie 
die Unsicherheit in der Bevölkerung im Zusammenhang mit der Einführung der Bun-
desregierung zum kontrollierten Umgang mit Cannabis? 

Global gesehen, haben wir realistische Zweifel an einer schnellen 
vollständigen Umsetzbarkeit des Gesetzes. Wir möchten deshalb, 
dass innerhalb der Sicherheitsbehörden jetzt schnell die erforderli-
che rechtliche Klarheit über die Anwendung des Gesetzes hergestellt 
wird. Das gilt vor allem für die Festlegung und für Ordnungskräfte be-
kannte Ausweisung der Verbotszonen. Die Polizei muss darüber hi-
naus schnell mit den erforderlichen geeichten Feinwaagen und der 
Technik zur Analyse der Drogenqualität ausgestattet werden. Außer-
dem sind die Beamten zu schulen, um handlungssicher auftreten 
zu können. Nicht zuletzt möchten wir eine verstärkte präventive Aufklä-
rung der Bevölkerung, um einer möglichen Unsicherheit zu begegnen



Frage 9: Wie unterstützen Sie die Herausforderungen der Sicherheitsbehörden sowie 
die Unsicherheit in der Bevölkerung im Zusammenhang mit der Einführung der Bun-
desregierung zum kontrollierten Umgang mit Cannabis? 

Anfrage am 30.6.2024 gestellt - keine Antwort

Die völlig übereilte Einführung der Legalisierung von Cannabis durch 
die Bundesregierung führte zu einem erheblichen zusätzlichen 
Kontrollaufwand für die Polizei. Erschwerend kommt hinzu, dass auf 
Grund der Eile „vergessen“ wurde, Gesetzesabhängigkeiten, Verordnungen
und eine Vielzahl von Vorschriften zeitnah anzupassen.

Bereits jetzt ist festzustellen, dass es einen Zuwachs an Kriminalität 
wegen Verstößen gegen das Konsum-Cannabisgesetz gibt aber vor 
allem auch einen Zuwachs im Bereich der org. Kriminalität.
Im Moment fehlen zum einen die genauen Verwaltungsvorschriften, 
zum anderen die Personalstärke bei Polizei und Kommunen und im 
Weiteren die Instrumente zur Umsetzung.

Die zukünftige Perspektive wird darin bestehen, über den Bundesrat 
diese Entwicklung in Bezug auf die Legalisierung wieder rückgängig 
zu machen.



Frage 10: Für Tarifbeschäftigte in der Kriminalpolizei bestehen z.T. aus tarifrechtlichen 
Gründen selten oder keine Weiterentwicklungsmöglichkeiten. Beabsichtigen Sie, Pers-
pektiven für Tarifbeschäftigte zu schaffen?

Als CDU stehen wir an der Seite der (Kriminal-)Polizei. Die Zufriedenheit 
ihres Personals liegt uns am Herzen. Entwicklungsmöglichkeiten sind 
dabei für viele Beschäftigte ein wichtiger Anreiz, um in einem bestimm-
ten Arbeitsfeld tätig zu werden. Angesichts der schwierigen Situation 
bei der Rekrutierung von neuem Personal spielt dies zukünftig eine noch 
wichtigere Rolle. Nicht nur deshalb stehen wir der Idee offen gegenüber, 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten für tariflich Beschäftigte zu prüfen.



Frage 10: Für Tarifbeschäftigte in der Kriminalpolizei bestehen z.T. aus tarifrechtlichen 
Gründen selten oder keine Weiterentwicklungsmöglichkeiten. Beabsichtigen Sie, Pers-
pektiven für Tarifbeschäftigte zu schaffen?

Mit Blick auf den demografischen Wandel in Sachsen gilt es, ausrei-
chendes Bewerber:innenpotential für eine aufgabenorientierte Perso-
nalausstattung zu gewinnen. Dies erreichen wir durch gute Arbeitsbe-
dingungen, mehr Mitbestimmungsmöglichkeiten in den Dienststellen 
und gerechte Tariflöhne, die bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, Weiterentwicklungsmöglichkeiten und das aktive Anwerben von 
Arbeitskräften aus dem In- und Ausland. Zugleich müssen wir innova-
tive Wege gehen, um mit weniger Arbeitskräften auszukommen. Dabei 
spielen Aufgabenkritik und Digitalisierung eine wichtige Rolle. Wir wol-
len die Tarifbeschäftigten halten, denn wir brauchen sie. Wie das in den 
unterschiedlichen Bereichen der Polizei Sachsen am besten geht, wer-
den wir in enger Abstimmung mit den Gewerkschaften und Personal-
räten beraten. Auch im Tarifbereich sind Weiterentwicklungen möglich, 
darüber hinaus bemisst sich die Attraktivität von Beschäftigungsver-
hältnissen häufig auch daran, wie beschäftigtenorientiert geführt wird 
und welche individuellen Möglichkeiten die Beschäftigten zur flexiblen 
und eigenverantwortlichen Gestaltung ihrer Tätigkeit erhalten. Als SPD 
unterstützen wir dabei Personalräte und Gewerkschaften, die auch in 
Sachsen mit ihrem Kampf für gute Arbeit schon viel erreicht haben.



Frage 10: Für Tarifbeschäftigte in der Kriminalpolizei bestehen z.T. aus tarifrechtlichen 
Gründen selten oder keine Weiterentwicklungsmöglichkeiten. Beabsichtigen Sie, Pers-
pektiven für Tarifbeschäftigte zu schaffen?

Ja, denn die Tarifbeschäftigten sind ein unverzichtbarer Teil der Poli-
zei Sachsen, ihre Bedeutung wird angesichts zunehmender Heraus-
forderungen und des wachsenden Bedarfs nach Spezialistinnen und 
Spezialisten wohl auch noch steigen. Unsere Forderung nach guten 
Arbeitsbedingungen gilt also ausdrücklich auch für die „zivilen Berufe“ 
in der Polizei. Wo ihrer Attraktivität rechtliche Hürden entgegenstehen, 
muss die Politik bereit sein, diese Hürden auszuräumen. Für die Partei 
Die Linke ist die Entwicklung des Berufsbilds „Kriminalassistent“ eine 
plausible Option.



Frage 10: Für Tarifbeschäftigte in der Kriminalpolizei bestehen z.T. aus tarifrechtlichen 
Gründen selten oder keine Weiterentwicklungsmöglichkeiten. Beabsichtigen Sie, Pers-
pektiven für Tarifbeschäftigte zu schaffen?

Die Personalentwicklung im Freistaat war schon in dieser Legislatur-
periode einer der Schwerpunkte BÜNDNISGRÜNER Innenpolitik. Ange-
sichts des demographischen Wandels und der absehbar zunehmen-
den Schwierigkeiten, geeignete Bewerber*innen zu gewinnen, wollen 
wir unseren Fokus daher auf das Potential der bereits Beschäftigten 
legen. Dafür ist es wesentlich, auch die Tarifbeschäftigten in Blick 
zu nehmen und ihnen Weiterentwicklungsmöglichkeiten anzubieten. 
Das steigert nach unserer Überzeugung auch die Attraktivität des öf-
fentlichen Dienstes. Über die genaue Ausgestaltung entsprechender 
Maßnahmenpakte gilt es in enger Abstimmung mit den Gewerkschaf-
ten in der kommenden Legislaturperiode ins Gespräch zu kommen.



Frage 10: Für Tarifbeschäftigte in der Kriminalpolizei bestehen z.T. aus tarifrechtlichen 
Gründen selten oder keine Weiterentwicklungsmöglichkeiten. Beabsichtigen Sie, Pers-
pektiven für Tarifbeschäftigte zu schaffen?

Wir setzen uns dafür ein, dass neben einer angemessenen perso-
nellen Ausstattung der Streifen- und Ermittlungsdienste auch die 
Polizeiverwaltung gestärkt wird, insbesondere im IT-Bereich. Für die 
Entwicklung der Verwaltungsbeamten und Angestellten müssen 
entsprechende beamtenrechtliche und tarifvertragliche Regelungen 
besser umgesetzt werden, so zum Beispiel zur Qualifizierung. Hier 
sehen wir auch die Personalräte der Polizei in der Pflicht, gemein-
sam mit der Dienststelle Ausgestaltungsmöglichkeiten zu finden.



Frage 10: Für Tarifbeschäftigte in der Kriminalpolizei bestehen z.T. aus tarifrechtlichen 
Gründen selten oder keine Weiterentwicklungsmöglichkeiten. Beabsichtigen Sie, Pers-
pektiven für Tarifbeschäftigte zu schaffen?

Anfrage am 30.6.2024 gestellt - keine Antwort

Tarifbeschäftigte in der Polizei, da gehört die Kriminalpolizei mit dazu, 
sind ein wesentlicher Bestandteil für die erfolgreiche Arbeit der 
„richtigen“ Polizei. Diese Tätigkeiten gilt es endlich mehr zu würdigen.

Dazu zählt der Ausbau von Aus- und Weiterbildungsangeboten auch 
an Aus- und Fortbildungseinrichtungen außerhalb der Polizei. 
Die Tätigkeitsbeschreibungen zu den einzelnen Stellen sind 
regelmäßig zu überprüfen und bei Bedarf auch anzupassen, um 
einem Aufstieg in der Stelle die rechtliche Grundlage zu geben. 

Diesen Maßnahmen stehen tarifrechtliche Gründe nicht entgegen, 
eher dem bisherigen „Nichtwollen“ der entsprechenden Führungskräfte.
Die Wertschätzung für diese Beschäftigten ist erheblich zu verbessern.


